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203204

Verwaltungsverordnung
zur Ausführung der Verordnung

über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen

RdErl. d. Finanzministeriums – B 3100 – 0.7 – IV A 4
v. 3. 3. 2008

Mein RdErl. v. 9. 4. 1965 (SMBl. NRW. 203204) wird im 
Einvernehmen mit dem Innenministerium wie folgt 
 geändert:

1.  Nummer 5.3 erhält folgende Fassung:

 „5.3
  Aufwendungen für Schutzimpfungen sind beihilfefä-

hig, soweit sie nach den jeweils gültigen Empfeh-
lungen der Ständigen Impfkommission am Robert 
Koch Institut (STIKO) öffentlich empfohlen werden 
(vgl. hierzu auch RdErl. des Ministeriums für Frauen, 
Jugend, Familie und Gesundheit vom 7. 12. 2000 – 
SMBl. NRW. 21260).“

2.   In Nummer 9.4 werden im Verzeichnis der Gutachter 
und Obergutachter für Psychotherapie unter A) Gut-
achter für tiefenpsychologisch fundierte und analy-
tische Psychotherapie von Erwachsenen (Nummer 2 
der Anlage 1 [zu § 4 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 BVO] die fol-
genden Einträge gestrichen:

 a)   16. Dr. med. Ingrid Kamper-Jasper, Jöhrensstr. 5, 
30559 Hannover,

 b)   24. Dr. med. Lutz Rosenkötter, Marbacher Weg 
27, 35037 Marburg,

 c)   25. Dr. med. Hermann Roskamp, Lohengrinstr. 67, 
70597 Stuttgart.

  Die bisherigen Nummern 17 bis 23 werden Nummern 
16 bis 22 und die bisherigen Nummern 26 bis 30 wer-
den Nummern 23 bis 27.

3. Nummer 9 a.5 erhält folgende Fassung:

 „9 a.5
  Die Selbstbeteiligungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 BVO 

sind innerhalb eines Kalenderjahres für den Beihilfe-
berechtigten und seine berücksichtigungsfähigen An-
gehörigen bis zu einem Betrag von jeweils insgesamt 
750 Euro in Abzug zu bringen. “

4.  Nummer 9 a.6 erhält folgende Fassung:

 „9 a.6
  Die beihilfenrechtliche Vergleichsberechnung nach 

§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 BVO gilt auch für so genannte 
„Anschlussheilbehandlungen“, soweit eine Abrech-
nung nicht nach § 6 BVO sondern nach § 4 BVO er-
folgt. Betreibt der Träger der „Privatklinik“ (ohne 
Zulassung nach § 108 SGB V) auf dem Grundstück 
der Klinik oder in unmittelbarer Nähe hierzu eine 
weitere Klinik mit Zulassung nach § 108 SGB V, 
kann aus Vereinfachungsgründen die Vergleichsbe-
rechnung auch zwischen diesen Kliniken erfolgen. 
Rechnet die aufgesuchte „Privatklinik“ (ohne Zulas-
sung nach § 108 SGB V) eine an den Fallpauschalen-
katalog des Krankenhausentgeltgesetzes angelehnte 
„DRG“ ab, ist darauf zu achten, dass der Vergleichs-
klinik (der Maximalversorgung) sämtliche Diagnosen 
sowie Prozeduren (OPS) des Behandlungsfalles vor-
gelegt werden. Ggf. anfallende Kosten der Begutach-
tung trägt die Beihilfestelle. “

5.  Nummer 9 a.7 erhält folgende Fassung:

 „9 a.7
  Bei Behandlungen in Kliniken, deren medizinische 

Leistungen mit den Leistungen der unter § 1 Abs. 1 
Bundespfl egesatzverordnung fallenden Krankenhäu-
ser vergleichbar sind, gilt Nummer 9 a.6 entspre-
chend. Soweit die dem Behandlungsort oder der 
 Beihilfestelle nächstgelegene Klinik der Maximalver-
sorgung keine vergleichbaren Leistungen anbietet, ist 
die Vergleichsberechung an Hand der vergleichbaren 
Pfl egesätze der dem Behandlungsort nächstgelegenen 
Klinik nach § 108 Nr. 3 SGB V durchzuführen.“

6.   Nummer 10.1 wird durch folgende Nummern 10.1 a 
bis 10.1 c ersetzt: 

 „10.1a
  Nach § 4 Abs. 1 Nr. 7 und der Anlage 2 sind grund-

sätzlich nur Aufwendungen für verschreibungspfl ich-
tige Arzneimittel beihilfefähig, soweit sie nicht nach 
den Arzneimittelrichtlinien des Gemeinsamen Bun-
desausschusses gemäß § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 SGB V 
von der Verordnung in der GKV ausgeschlossen sind, 
sowie Aufwendungen für apothekenpfl ichtige, nicht 
verschreibungspfl ichtige Arzneimittel, die bei der Be-
handlung schwerwiegender Erkrankungen als Thera-
piestandard gelten. (Für Personen bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres gelten diese Einschränkungen 
nicht). Eine Krankheit ist schwerwiegend, wenn sie 
lebensbedrohlich ist oder wenn sie auf Grund der 
Schwere der durch sie verursachten Gesundheitsstö-
rung die Lebensqualität auf Dauer nachhaltig beein-
trächtigt. Als Therapiestandard gilt ein Arzneimittel, 
wenn der therapeutische Nutzen zur Behandlung der 
schwerwiegenden Erkrankung dem allgemein aner-
kannten Stand der medizinischen Erkenntnisse ent-
spricht. (Das Finanzministerium kann in begründeten 
Einzelfällen Ausnahmen zulassen – § 4 Abs. 1 Nr. 7 
Satz 4 1. Halbsatz BVO –).

 Demnach sind beihilfefähig: 

 1. Abführmittel
  nur zur Behandlung von Erkrankungen im Zusam-

menhang mit Tumorleiden, Megacolon, Divertikulose, 
Divertikulitis, Mukoviszidose, neurogener Darmläh-
mung, vor diagnostischen Eingriffen, bei phosphat-
bindender Medikation bei chronischer Niereninsuffi-
zienz, bei der Opiat- sowie Opioidtherapie und in der 
Terminalphase.

 2. Acetylsalicylsäure (bis 300 mg/Dosiseinheit)
  nur als Thrombozyten-Aggregationshemmer in der 

Nachsorge von Herzinfarkt und Schlaganfall sowie 
nach arteriellen Eingriffen.

 3. Acetylsalicylsäure und Paracetamol
  nur zur Behandlung schwerer und schwerster 

Schmerzen in Co-Medikation mit Opioiden.

 4. Acidosetherapeutika
  nur zur Behandlung von dialysepfl ichtiger Nephropa-

thie und chronischer Nierensuffizienz sowie bei Neo-
blase.

 5. Antihistaminika
 –  nur in Notfallsets zur Behandlung bei Bienen-, 

Wespen-, Hornissengift-Allergien,

 –  nur zur Behandlung schwerer, rezidivierender Ur-
ticarien,

 –  nur bei schwerwiegendem, anhaltendem Pruitus,

 –  nur zur Behandlung bei schwerwiegender aller-
gischer Rhinitis, bei der eine topische nasale Be-
handlung mit Glukokortikoiden nicht ausreichend 
ist.

 6. Antimykotika 
  nur zur Behandlung von Pilzinfektionen im Mund- 

und Rachenraum.

 7. Antiseptika und Gleitmittel 
 nur für Patienten mit Katheterisierung.

 8. Arzneimittel zur sofortigen Anwendung
 –  Antidote bei akuten Vergiftungen,

 –  Lokalanästhetika zur Injektion.

  9. Arzneistofffreie Injektions-/Infusions-, Träger und 
Elektrolytlösungen sowie parenterale Osmodiuretika 
bei Hirnödem (Mannitol, Sorbitol).

 10. Butylscopolamin (parenteral) 
 nur zur Behandlung in der Palliativmedizin.

  11. Calciumverbindungen (mind. 300 mg Calcium-
Ion/Dosiereinheit) und Vitamin D (freie oder fi xe 
Kombination)

 –  nur zur Behandlung der manifesten Osteoporose,
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 –  nur zeitgleich zur Steroidtherapie bei Erkran-
kungen, die voraussichtlich einer mindestens sechs-
monatigen Steroidtherapie in einer Dosis von we-
nigstens 7,5 mg Prednisolonäquivalent bedürfen,

 –  bei Bisphosphonat-Behandlung gemäß Angabe in 
der jeweiligen Fachinformation bei zwingender 
Notwendigkeit.

 12. Calciumverbindungen (als Monopräparate) nur
 –  bei Pseudohypo- und Hypoparathyreodismus,

 –  bei Bisphosphonat-Behandlung gemäß Angabe in 
der jeweiligen Fachinformation bei zwingender 
Notwendigkeit.

 13. Citrate 
 nur zur Behandlung von Harnkonkrementen.

 14. E. coli Stamm Nissle 1917 
  nur zur Behandlung der Colitis ulcerosa in der Re-

missionsphase bei Unverträglichkeit von Mesalazin.

 15. Eisen-(II)-Verbindungen 
  nur zur Behandlung von gesicherter Eisenmangelanä-

mie.

 16. Flohsamen und Flohsamenschalen 
  nur zur unterstützenden Quellmittel-Behandlung bei 

Morbus Crohn, Kurzdarmsyndrom und HIV assoziier-
ter Diarrhoen.

 17. Folsäure und Folinate 
  nur bei Therapie mit Folsäureantagonisten sowie zur 

Behandlung des kolorektalen Karzinoms.

 18. Ginkgo biloba blätter-Extrakte
  nur in Zusammenhang mit der Behandlung der De-

menz (mindestens Pfl egestufe 1).

  19. Harnstoffhaltige Dermatika (mit einem Harnstoff-
gehalt von mindestens 5 %) 

  nur bei gesicherter Diagnose bei Ichthyosen, wenn 
keine therapeutischen Alternativen für den jeweiligen 
Patienten indiziert sind.

  20. Hypericum perforatum-Extrakte (hydroalkoho-
lischer Extrakt, min. 300 mg pro Applikationsform)

  nur zur Behandlung mittelschwerer depressiver Epi-
soden.

 21. Iodide
 nur zur Behandlung von Schilddrüsenerkrankungen.

 22. Iod-Verbindungen
  nur zur Behandlung von Ulcera und Dekubitalge-

schwüren.

 23. Kaliumverbindungen (als Monopräparate)
 nur zur Behandlung der Hypokaliämie.

 24. L-Methionin
  nur zur Vermeidung der Steinneubildung bei Phos-

phatsteinen bei neurogener Blasenlähmung, wenn 
 Ernährungsempfehlungen und Blasenentleerungstrai-
ning erfolglos geblieben sind.

 25. Lactulose und Lactitol
  nur zur Senkung der enteralen Ammoniakresorption 

bei Leberversagen im Zusammenhang mit der hepa-
tischen Enzephalopathie.

 26. Levocarnitin
 nur zur Behandlung bei endogenem Carnitinmangel.

  27.  Lösungen und Emulsionen zur parenteralen Er-
nährung

  einschließlich der notwendigen Vitamine und Spu-
renelemente.

 28 a. Magnesiumverbindungen (oral) 
  nur bei angeborenen Magnesiumverlusterkrankungen.

 28 b. Magnesiumverbindungen (parenteral) 
  nur zur Behandlung bei nachgewiesenem Magne-

siummangel und zur Behandlung bei erhöhtem Ek-
lampsierisiko.

 29. Metixenhydrochlorid
 nur zur Behandlung des Parkinson-Syndroms.

  30. Mistel-Präparate (parenteral, auf Mistellektin 
normiert)

  nur in der Palliativen Therapie von malignen Tumo-
ren zur Verbesserung der Lebensqualität.

 31. Niclosamid
 nur zur Behandlung von Bandwurmbefall.

 32. Nystatin
  nur zur Behandlung von Mykosen bei immunsuppri-

mierten Patienten.

 33. Ornithinaspartat
  nur zur Behandlung des hepatischen (Prae-) Coma 

und der episodischen, hepatischen Enzephalopathie.

 34. Pankreasenzyme
  nur zur Behandlung chronischer, exokriner Pankre-

asinsuffizienz oder Mukoviszidose.

 35. Phosphatbinder
  nur zur Behandlung der Hyperphosphatämie bei 

chronischer Niereninsuffizienz und Dialyse.

 36. Phosphatverbindungen
  bei Hypophosphatämie, die durch eine entsprechende 

Ernährung nicht behoben werden kann.

  37. Salicylsäurehaltige Zubereitungen (mind. 2% Sa-
licylsäure) 

  in der Dermatotherapie als Teil der Behandlung der 
Psoriasis und hyperkeratotischer Ekzeme.

 38. Synthetische Tränenfl üssigkeit 
  bei Sjögren-Syndrom mit deutlichen Funktionsstö-

rungen (trockenes Auge Grad 2), Epidermolysis bul-
losa, occulärem Pemphigoid, Fehlen oder Schädigung 
der Tränendrüse, Fazialisparese oder bei Lagophthal-
mus.

 39. Synthetischer Speichel
  nur zur Behandlung krankheitsbedingter Mundtro-

ckenheit bei onkologischen  oder Autoimmun-Er-
krankungen.

 40. Topische Anästhetika und/oder Antiseptika
  nur zur Behandlung schwerwiegender generalisierter 

blasenbildender Hauterkrankungen (z. B. Epidermo-
lysis bullosa, hereditaria; Pemphigus)

 41. Vitamin K (als Monopräparate)
  nur bei nachgewiesenem, schwerwiegendem Vitamin-

mangel, der durch eine entsprechende Ernährung 
nicht behoben werden kann.

 42. Wasserlösliche Vitamine (auch in Kombination)
 nur bei Dialyse.

 43. Wasserlösliche Vitamine, Benfotiamin und Folsäure
  nur bei nachgewiesenem, schwerwiegendem Vitamin-

mangel, der durch eine entsprechende Ernährung 
nicht behoben werden kann (Folsäure: 5 mg/Dosis-
einheit).

 44. Zinkverbindungen (als Monopräparat)
  nur zur Behandlung der enteropathischen Akroder-

matitis und durch Hämodialysebehandlung bedingten 
nachgewiesenen Zinkmangel sowie zur Hemmung der 
Kupferaufnahme bei Morbus Wilson.

  Bei den o. g. Indikationsgebieten sind auch Aufwen-
dungen für Arzneimittel der Anthroposophie und Ho-
möopathie beihilfefähig, sofern die Anwendung die-
ser Arzneimittel für diese Indikationsgebiete als 
wissenschaftlich allgemein anerkannt gilt und der 
Arzt/Heilpraktiker dies mit der Verordnung bestätigt. 
Bei diesen Arzneimitteln ist zu beachten, dass nach 
den Grundsätzen der klassischen Homöopathie jede 
Behandlung mit einem individuell auf den Patienten, 
sein Persönlichkeitsprofi l und sein jeweiliges Krank-
heitsbild abgestimmten Arzneimittel erfolgt. Das 
gleiche Arzneimittel kann dadurch bei ganz unter-
schiedlichen Erkrankungen eingesetzt werden. 
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  Aufwendungen für apothekenpfl ichtige, nicht ver-
schreibungspfl ichtige Arzneimittel mit o.g. Wirk-
stoffen sind auch außerhalb der o.g. Indikationen bei-
hilfefähig, wenn die zur Behandlung der Erkrankung 
alternativ zur Verfügung stehenden verschreibungs-
pfl ichtigen Arzneimittel teurer sind. Der Nachweis ist 
durch den Beihilfeberechtigten bzw. seinen Arzt zu 
führen.

 10.1 b
  Unabhängig von der Verschreibungsart sind nicht 

beihilfefähig bei Personen, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben:

 a)   Arzneimittel zur Anwendung bei Erkältungs-
krankheiten und grippalen Infekten einschließlich 
der bei diesen Krankheiten anzuwendenden 
Schnupfenmittel, Schmerzmittel, hustendämp-
fenden und hustenlösenden Mittel, sofern es sich 
nicht um schwerwiegende Gesundheitsstörungen 
handelt. 

 b)   Mund- und Rachentherapeutika, ausgenommen 
bei Pilzinfektionen, geschwürigen Erkrankungen 
der Mundhöhle und nach chirurgischen Eingriffen 
im Hals-, Nasen- und Ohrenbereich.

 c)   Abführmittel außer zur Behandlung von Erkran-
kungen im Zusammenhang mit Tumorleiden, 
 Megacolon, Divertikulose, Divertikulitis, Muko-
viszidose, neurogener Darmlähmung, vor dia gnos-
tischen Eingriffen, bei phosphat-bindender Medi-
kation bei chronischer Niereninsuffizienz, bei der 
Opiat- sowie Opioidtherapie und in der Terminal-
phase.

 d)   Arzneimittel gegen Reisekrankheit (unberührt 
bleibt die Anwendung gegen Erbrechen bei Tu-
mortherapie und anderen schwerwiegenden Er-
krankungen, z. B. Menierescher Symptomkom-
plex).

 10.1 c
  Aufwendungen für Stoffe und Zubereitungen aus 

Stoffen, die als Medizinprodukt nach § 3 Nr. 1 oder 
Nr. 2 des Medizinproduktegesetzes zur Anwendung 
am oder im menschlichen Körper bestimmt und apo-
thekenpfl ichtig sind, und die bei Anwendung der am 
31. Dezember 1994 geltenden Fassung des § 2 Abs. 1 
des Arzneimittelgesetzes Arzneimittel gewesen wären, 
sind beihilfefähig (vgl. § 31 Abs. 1 SGB V).“

7.  Nummer 10.3 erhält folgende Fassung:

 „10.3
  Beihilfefähig sind ferner Aufwendungen für folgende 

nicht verschreibungspfl ichtige Arzneimittel: 

 1.  Gasbindende Mittel vor diagnostischen Maßnah-
men (Carminativa, Amara, Acida),

 2. Mineralstoffpräparate zur oralen Anwendung

  –  bei Hämodialysebehandlung,

  –  Elektrolytsubstitution bei schwerer Diarrhoe, 
bei Nierenerkrankungen,

  –  Zink-Verbindungen als Monopräparate bei 
nachgewiesenem Zinkmangel,

  –  Magnesium- und Magnesium-Kalium-Verbin-
dungen zur kardialen Therapie,

  –  zum Ausgleich des Säure-Basen-Haushalts,

 3.   Mittel zur Aufl ösung von Cholesteringallensteinen, 
zur Behandlung bei Präcoma/Coma hepatikum 
und bei hepatischer Encephalopathie,

 4.   Mittel zum Schutz der Gelenkfunktionen bei Ab-
bauerscheinungen des Knorpels zur lokalen und 
systematischen Anwendung (sog. Chondroprotek-
tiva und Antiarthrotika),

 5.   Venentherapeutika zur topischen und systema-
tischen Anwendung bei varicösem Syndrom und 
chronisch venöser Insuffizienz, Verödungsmittel,

 6.   Vitamin D zur Prävention der Rachitis des Kindes, 
Vitamin K zur Prophylaxe bei Neugeborenen, die 
Gabe von Vitaminen bei irreversiblem Malassimi-

lationssyndrom jeglicher Ursache sowie bei paren-
teraler Ernährung und Sondenernährung und bei 
länger dauernder Infusionstherapie.“

 8.   Nummer 10.4 entfällt; die Nummern 10.5 bis 10.10 
werden Nummern 10.4 bis 10.9.

 9.   In Nummer 22 b.1 Satz 2 werden in der Klammer 
die Worte „bei Sanatoriumsaufenthalten oder Heil-
kuren“ durch die Worte „ bei stationären Reha-
bilitationsmaßnahmen und Müttergenesungskuren 
sowie ambulanten Kur- und Rehabilitationsmaß-
nahmen“ ersetzt.

10.   In Nummer 24.3 zweiter Spiegelstrich wird fol-
gender Satz angefügt:

 „Dies gilt nicht für Auslandsrechnungen.“

– MBl. NRW. 2008 S. 190

2035

Wahlen zu den Personalvertretungen
im Geschäftsbereich des Innenministeriums

(mit Ausnahme der Polizei)
RdErl. d. Innenministeriums – 24 – 42.05.03 – 01.1 –

v. 7. 3. 2008

Der Runderlass des Innenministeriums vom 24. 3. 2004 
(MBl. NRW. S. 438) „Wahlen zu den Personalver-
tretungen im Geschäfts bereich des Innenministeriums 
(mit Ausnahme der  Polizei)“ wird aufgehoben. 

– MBl. NRW. 2008 S. 192

21220

Änderung der Verwaltungsgebührenordnung
der Ärztekammer Westfalen-Lippe

vom 24. November 2007

Die Kammerversammlung der Ärztekammer Westfalen-
Lippe hat in ihrer Sitzung am 24. November 2007 auf-
grund § 23 Abs. 1 Heilberufsgesetz vom 9. Mai 2000 (GV. 
NRW. S. 403), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. 
März 2005 (GV. NRW. S. 148), folgende Änderung der 
Verwaltungsgebührenordnung der Ärztekammer Westfa-
len-Lippe vom 28. März 1981 (MBl. NRW. S. 1211), zu-
letzt geändert am 25. November 2006 (MBl. NRW. 
S. 365),  beschlossen, die durch Erlass des Ministeriums 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordr-
hein-Westfalen vom 17. 1. 2008 – III C 2 – 0810.54.2 – ge-
nehmigt worden ist.

§ 1 wird wie folgt geändert:

Buchstabe G wird gestrichen. Die Buchstaben H bis J 
werden Buchstaben G (neu) bis I.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 17. Januar 2008

Ministerium für Arbeit,
Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen
III C 2 – 0810.54.2 -

Im Auftrag

G o d r y

Die vorstehende Änderung der Verwaltungsgebühren-
ordnung wird hiermit ausgefertigt und im Ministerial-
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blatt für das Land Nordrhein-Westfalen und im „West-
fälischen Ärzteblatt“ bekanntgemacht.

Münster, den 2. Januar 2008

Der Präsident

Dr. med. Theodor  W i n d h o r s t

– MBl. NRW. 2008 S. 192

2160

Zulassung
als Träger des Freiwilligen Sozialen Jahres

Bek. d. Ministeriums für Generationen, Familie, Frauen 
und Integration – 315-6056.2/6056.2.0 – 

v. 6. 3. 2008

Die Bek. d. Ministeriums für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration v. 28. 11. 2005 (SMBl. NRW. 2160) 
wird folgt geändert:

I. wird wie folgt ergänzt:

Nach dem Träger „Bezirksjugendwerk der Arbeiterwohl-
fahrt Niederrhein, Sitz Essen (am 28. Mai 1997)“ wird 
der Träger „Erziehungshilfe gGmbH, Institut für päda-
gogische Diagnostik, Sitz Rösrath (am 11. Januar 2008) 
befristet bis zum 30. Januar 2011“ eingefügt. 

– MBl. NRW. 2008 S. 193

316

Richtlinien
über die Gewährung von Zuwendungen

an freie Träger zur Förderung der berufl ichen 
Wiedereingliederung von Gefangenen und 

Haftentlassenen des Strafvollzuges des 
Landes Nordrhein-Westfalen

RdErl. d. Justizministeriums (4528 E – IV. 2/2000)
v. 14. 2. 2008

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt nach Maßgabe 
dieser Richtlinien und der Verwaltungsvorschriften (VV) 
zu § 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendungen 
für Projekte zur berufl ichen Wiedereingliederung von 
Gefangenen und Haftentlassenen des Strafvollzuges des 
Landes Nordrhein-Westfalen.

1.2
Der Antragsteller hat keinen Anspruch auf Gewährung 
der Zuwendung. Die Bewilligungsbehörde entscheidet 
vielmehr aufgrund ihres pfl ichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Ein Vertrau-
ensbestand wird durch die Zuwendung für künftige 
Haushaltsjahre nicht geschaffen, weil nicht ausgeschlos-
sen werden kann, dass die Entwicklung der Haushalts-
lage des Landes Kürzungen von Zuwendungen im 
 Rahmen der Haushaltsplanungen erfordert oder Zu-
wendungen deswegen ganz entfallen. Dieses Finanzie-
rungsrisiko hat der Zuwendungsnehmer, insbesondere 
bei Abschluss, Änderung oder Verlängerung von Verträ-
gen (z. B. Mietobjekte oder für Personal), zu berücksich-
tigen. 

1.3
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass eine Doppel-
fi nanzierung einzelner Zuwendungsnehmer nach § 17 
Abs. 4 LHO unzulässig ist. Eine Doppelfi nanzierung läge 
vor, wenn ein Zuwendungsempfänger für ein Projekt 
Mittel aus mehreren Haushaltstiteln erhalten würde.

2
Gegenstand und Zielsetzung der Förderung

2.1
Gefördert werden Projekte zur Fortsetzung des Modell-
projektes MABiS.NeT auf der Grundlage der als An-
lage 1 beigefügten Rahmenkonzeption vom 5. Januar 
2006. 

Ziel der Förderung ist es, im Land Nordrhein-Westfalen 
ein fl ächendeckendes Qualifi zierungs-, Vermittlungs- 
und Nachsorgenetzwerk für (ehemalige) Gefangene des 
Strafvollzuges des Landes Nordrhein-Westfalen aufzu-
bauen, um die berufl iche Wiedereingliederung Haftent-
lassener im Interesse einer wirksamen Rückfallvermei-
dung zu unterstützen und zu sichern. Gefördert werden 
freie Träger, die die Maßnahmen zur berufl ichen Quali-
fi zierung Inhaftierter sowie die arbeitsmarktorientierte 
Entlassungsvorbereitung des Strafvollzuges durch be-
schäftigungsorientierte Nachsorgeangebote für Haftent-
lassene ergänzen. Dabei sollen Erfahrungen und be-
währte Strukturen der durch die Gemeinschaftsinitiative 
EQUAL geförderten Entwicklungspartnerschaft MABiS.
NeT genutzt und weiter entwickelt werden.

2.2
Aufgaben der beschäftigungsorientierten Nachsorge für 
Haftentlassene

Das grundsätzlich in Bezug auf die jeweilige Zielperson 
auf längstens sechs Monate befristete Nachsorgeangebot 
ist auf (ehemalige) Gefangene des Strafvollzuges des 
Landes NRW zu beschränken und soll vorzugsweise auf 
erwerbsfähige Teilnehmerinnen und Teilnehmer der dort 
angebotenen berufl ichen Qualifi zierungsmaßnahmen 
konzentriert werden. Gefördert werden dabei insbeson-
dere folgende Maßnahmen:

2.2.1
Aufbau und Betrieb von jeweils mindestens einer Nach-
sorgestelle in den Regionen des Landes NRW, die in der 
beigefügten Rahmenkonzeption (Anlage 1) benannt sind. 
Dabei sind Verbundlösungen, in denen ein Träger Nach-
sorgestellen in zwei, maximal drei Regionen betreibt, 
wünschenswert.

2.2.2
Ermittlung und Akquirierung von Arbeits- und Ausbil-
dungsangeboten für (ehemalige) Gefangene im Ge-
schäftsbereich der Nachsorgestelle(n) zur Erfassung u. a. 
in einem Internetgestützten Datenbanksystem.

2.2.3
Überörtliche Unterstützung der Mitarbeiter/innen der 
arbeitsmarktorientierten Entlassungsvorbereitung im 
Strafvollzug des Landes NRW bei der Vermittlung Ge-
fangener in Arbeit und Ausbildung. Dabei ist unter an-
derem auch mit Zeitarbeitsunternehmen zusammen zu 
arbeiten, die von der Bewilligungsbehörde benannt wer-
den.

2.2.4
„Übernahme“ der Haftentlassenen, die aus den Justiz-
vollzugsanstalten und/oder durch kooperierende Agen-
turen für Arbeit bzw. den auf kommunaler oder auf 
Kreisebene eingerichteten Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) 
zugewiesen werden, sowie eigene Rekrutierung und ak-
tive Motivierung (ehemaliger) Gefangener zur Nutzung 
des Nachsorgeangebotes, das mindestens folgende Ele-
mente enthält:

2.2.4.1
Durchführung einer Aufnahmeberatung inklusive einer 
datenschutzrechtlichen Belehrung der Teilnehmenden 
mit Abschluss einer förmlichen Teilnahmevereinbarung.

2.2.4.2
Ermittlung individueller Vermittlungs- und Nachsorge-
bedarfe, Fortschreibung der (im Vollzug begonnenen) 
Wiedereingliederungsplanung und Beratung der Teil-
nehmenden hinsichtlich (über)regional verfügbarer Wie-
dereingliederungshilfen.

2.2.4.3
Überregionale Erstvermittlung der Teilnehmenden in ge-
eignete Beschäftigungsverhältnisse sowie – im Falle vor-
zeitiger Beschäftigungsabbrüche – Folgevermittlungen 
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in Kooperation mit den Agenturen für Arbeit und den 
ARGEn.

2.2.4.4
Erbringung ergänzender Hilfen zur Bewältigung beson-
derer Vermittlungshemmnisse oder zur Abwendung dro-
hender Beschäftigungsabbrüche, insbesondere durch 
 Erschließung externer Unterstützungsleistungen kompe-
tenter Hilfeeinrichtungen im Rahmen eines individuellen 
Fallmanagements.

2.2.4.5
Gewährleistung einer telefonischen Beratungshotline für 
Haftentlassene, Arbeitgeber und Agenturen für Arbeit 
sowie ARGEn.

2.2.5
Dokumentation der Nachsorge mittels der in Anlage 2 
beigefügten Erhebungsbögen/Controllingbögen sowie 
des JobExplorersMABiS.NeT – auch unter Rückgriff auf 
Daten der Agenturen für Arbeit zum Stand individueller 
Vermittlungsbemühungen – und Weiterleitung der er-
fassten Daten an die zuständige Controllingstelle.

2.3
Ausdrücklich nicht gefördert werden Maßnahmen der 
Rechts- und Verfahrensberatung sowie die Mitwirkung 
bei vollzuglichen Maßnahmen und Entscheidungen.

2.4 
Alle fallbezogenen Daten zu Art, Verlauf und Ergebnis-
sen der Nachsorge sowie alle fi nanzierungsrelevanten 
Unterlagen der geförderten Maßnahme sind für die 
Dauer von mindestens 5 Jahren zu archivieren.

3
Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind Verbände und Organisati-
onen, die einem Spitzenverband der Freien Wohlfahrts-
pfl ege angehören. 

Zuwendungsempfänger können auch juristische Per-
sonen des privaten und öffentlichen Rechts mit Aus-
nahme von Gebietskörperschaften sein, die aufgrund 
ihrer Aufgabenstellung und ihrer Erfahrungen zur 
Durchführung der Maßnahmen geeignet erscheinen.

Sie müssen den Förderzweck erfüllen, die Gewähr für 
die ordnungsgemäße Durchführung der Maßnahme und 
die Bereitschaft zu einer vertrauensvollen und loyalen 
Zusammenarbeit mit allen Beteiligten bieten.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
Die Förderung setzt die Vorlage eines Konzepts, das sich 
an der beigefügten Rahmenkonzeption (Anlage 1) orien-
tiert, und eines Finanzierungsplans sowie den Nachweis 
einer Unterstützung durch weitere „Fallmanager“ vo-
raus, die aus Eigen- oder Drittmitteln bzw. durch Nut-
zung etwaiger Vermittlungspauschalen fi nanziert wer-
den. Das Konzept muss verbindliche Aussagen zur 
Ausgestaltung der erforderlichen Zusammenarbeit mit 
den Agenturen für Arbeit nach Maßgabe der dort gel-
tenden Geschäftsanweisungen und mit den zuständigen 
ARGEn enthalten.

4.2
Die auf der Grundlage dieser Richtlinien fi nanzierten 
Fachkräfte haben den Nachweis über fachliche Kompe-
tenzen oder berufl iche Erfahrungen im Bereich der Ar-
beitsvermittlung, der Stellenakquirierung und des indi-
viduellen Fallmanagements oder über eine vergleichbare, 
dem Förderzweck dienliche Ausbildung zu erbringen. 
Außerdem müssen die Fachkräfte den sicheren Umgang 
mit elektronischen Informations- und Kommunikations-
medien, namentlich die Nutzung des Internets, beherr-
schen.

4.3
Der Zuwendungsempfänger hat die Gewähr dafür zu 
bieten, dass seine Mitarbeiter/innen die einschlägigen 
gesetzlichen Regelungen beachten. Dies beinhaltet auch 
den vertraulichen Umgang mit personenbezogenen 
Daten, über die während der Projektarbeit Kenntnis er-
langt wird bzw. die Verpfl ichtung der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter auf die einschlägigen Regelungen des 
Datenschutzgesetzes.

4.4
Die Tätigkeit von Projektmitarbeiter/innen innerhalb 
einer Justizvollzugsanstalt im Rahmen der Maßnahmen 
zur berufl ichen Wiedereingliederung von (ehemaligen) 
Gefangenen und der Zugang zu dem Datenbanksystem 
JobExplorerMABiS.NeT kann von dem Ergebnis einer 
Sicher heitsüberprüfung (Sicherheitsüberprüfungsgesetz 
Nord rhein-Westfalen – SüG NW) abhängig gemacht 
werden.

5
Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen

5.1
Zuwendungsart: Projektförderung

5.2
Finanzierungsart: Anteilfi nanzierung

   Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhän-
genden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen 
Dritter) und evtl. Eigenanteile des Zuwendungs-
empfängers sind als Deckungsmittel für alle mit 
dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Ausgaben einzusetzen.

5.3
Form der Zuwendung:  Personal- und Sachkosten-

zuschüsse

5.4
Bemessungsgrundlage:  Zuwendungsfähige Ausgaben 

im Sinne dieser 

   Richtlinien sind:

   Personalkosten

    (einschließlich Arbeitgeberan-
teile und Beschäftigungsent-
gelte für nebenberufl ich Tätige) 
und 

   sächliche Verwaltungsausgaben

    (Büromaterial, Bücher, Zeit-
schriften, Gesetzestexte, Ent-
gelte für Post- und Fernmelde-
leistungen u.s.w.)

5.5

Höhe der Zuwendungen:  Die Landesförderung kann bis 
zu 90 % der von der 

    Bewilligungsbehörde als zu-
wendungsfähig anerkannten 
Gesamtausgaben betragen.

    Zuwendungen werden nur ge-
währt, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 2.000 EURO betragen. 
Die Zuwendung ist bei der Be-
willigung auf einen Höchstbe-
trag zu begrenzen.

Ausnahmsweise kann die Bewilligungsbehörde in be-
gründeten Einzelfällen mit Zustimmung des Justizmini-
steriums NRW eine Abweichung zu Ziffern 5.2 und 5.5 
zulassen, wenn die in Ziffer 2.3 der VV zu § 44 LHO ge-
nannten Voraussetzungen vorliegen.

5.6
Im Rahmen bürgerschaftlichen Engagements erbrachte 
Arbeitsleistungen können bei der Ermittlung der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben Berücksichtigung fi nden 
(vgl. anlg. Richtlinie zur Berücksichtigung von bürger-
schaftlichem Engagement im Rahmen von Zuwendungen 
im Justizbereich).

6
Antrags- und Bewilligungsverfahren

6.1
Beantragung

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung zur Projekt-
förderung sind unter Verwendung der beigefügten An-
tragsmuster (Anlagen 3 und 3.1) und unter Beifügung 
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der Konzeption sowie eines Finanzierungsplans (Anlage 
3.2) an die Bewilligungsbehörde zu richten. 

Folgeanträge können jeweils bis zum 1. September des 
laufenden Jahres vorgelegt werden.

6.2
Bewilligung

Bewilligungsbehörde ist die Leiterin/der Leiter der Ju-
stizvollzugsanstalt Castrop-Rauxel, Zentralstelle Ar-
beitsverwaltung und Berufl iche Bildung im Justizvoll-
zug, Lerchenstr. 81, 44581 Castrop-Rauxel. Die 
Zuwendungsbescheide werden nach dem beigefügten 
Muster (Anlage 4) erteilt.

6.3
Auszahlung der Zuwendung

Die Auszahlung der Zuwendungen richtet sich nach den 
Regelungen des Zuwendungsbescheides nach entspre-
chender Mittelanforderung (Anlage 4.1).

6.4
Anwendung der Verwaltungsvorschriften zur LHO

Für die Bewilligung, die Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung der Mittel und die ggf. erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor-
derung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 
LHO, soweit nicht in diesen Förderrichtlinien Abwei-
chungen zugelassen worden sind.

7
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Zuwendungsempfänger haben der Bewilligungsbe-
hörde bis zum 31. März des Folgejahres einen Verwen-
dungsnachweis (Anlage 5) sowie jeweils zum 31.07. des 
Förderjahres und 31.01. des Folgejahres (Anlage 2) einen 
Tätigkeitsbericht (Controllingangaben) vorzulegen.

8
Ergänzende Information

Alle in diesem Runderlass angegebenen Anlagen sind so-
wohl in Druckversion als auch elektronisch nach An-
frage erhältlich.

9
Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Januar 2008 
in Kraft und gelten bis zum 31. Dezember 2012.

– MBl. NRW. 2008 S. 193

631

Verwaltungsvorschriften zur Haushaltssystematik
des Landes Nordrhein-Westfalen (VV-HS)
Zu den §§ 13 Abs. 2, 3 und 14 Abs. 2 LHO

RdErl. d. Finanzministeriums 
– I C 2 – 0013 – 3.1 / I C 2 – 0014 – 2.1 –

v. 7. 3. 2008

Die Verwaltungsvorschriften zur Haushaltssystematik 
des Landes Nordrhein-Westfalen (VV-HS) vom 27.6.2003 
(MBl. NRW. S. 696/SMBl. 631), geändert durch RdErl. d. 
Finanzministeriums vom 26. 1. 2006 (MBl. NRW. S. 110/
SMBl. 631), werden nach Beteiligung der zuständigen 
Ministerien und nach Anhörung des Landesrechnungs-
hofs wie folgt geändert:

1
Die Allgemeinen Hinweise zum Gruppierungsplan und 
Funktionenplan (AH-GF) werden wie folgt geändert:

1.1
In Nr. 2.3 (Gruppen) werden die Gruppen „425 Vergü-
tungen der Angestellten“ und „426 Löhne der Arbeite-
rinnen und Arbeiter“ gestrichen. Nach der Gruppe „427 
Beschäftigungsentgelte, Aufwendungen für nebenamt-
lich und nebenberufl ich Tätige“ wird die Gruppe „428 

Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ neu 
eingefügt.

1.2
In Nr. 2.5 (Festtitel)

1.2.1
werden bei den Ausgaben die Festtitel „425 01 Vergü-
tungen der Angestellten“ und „426 01 Löhne der Arbei-
terinnen und Arbeiter“ gestrichen,

1.2.2
werden bei den Ausgaben in der Zweckbestimmung des 
Festtitels 427 01 das Wort „Löhne“ und in der Zweckbe-
stimmung des Festtitels 427 02 die Wörter „Vergütungen 
und Löhne“ durch das Wort „Entgelte“ ersetzt,

1.2.3
wird bei den Ausgaben ein neuer Festtitel „428 01“ mit 
der Zweckbestimmung „Entgelte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer“ aufgenommen. 

2
Der Gruppierungsplan (GPl) wird wie folgt geändert:

2.1
Die Gruppen „425 Vergütungen der Angestellten“ und 
„426 Löhne der Arbeiterinnen und Arbeiter“ werden ge-
strichen.

2.2
Nach der Gruppe „427 Beschäftigungsentgelte, Aufwen-
dungen für nebenamtlich und nebenberufl ich Tätige“ 
wird die neue Gruppe „428 Entgelte der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer“ eingefügt.

2.3
Nach der Gruppe „437 Versorgungsbezüge nach dem G 
131“ wird die neue Gruppe „438 Versorgungsbezüge der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und deren Hin-
terbliebenen“ eingefügt.

2.4
Nach der Gruppe „519 Unterhaltung der Grundstücke 
und baulichen Anlagen“ wird die neue Gruppe „520 
Nicht aufteilbare sächliche Verwaltungsausgaben bei 
ÖPP-Projekten“ eingefügt.

2.5
Nach der Gruppe „812 Erwerb von Geräten und son-
stigen beweglichen Sachen“ wird die neue Gruppe „813 
Erwerbsanteile im Rahmen von ÖPP-Projekten bei be-
weglichen Sachen“ eingefügt.

2.6
Die Zweckbestimmung der Gruppe 823 „Erwerb privat 
vorfi nanzierter unbeweglicher Sachen“ wird geändert in 
„Erwerbsanteile im Rahmen von ÖPP-Projekten sowie 
Erwerb privat vorfi nanzierter unbeweglicher Sachen“.

3
Die Zuordnungsrichtlinien zum Gruppierungsplan wer-
den wie folgt geändert:

3.1
In den Zuordnungshinweisen zur Hauptgruppe „4 Perso-
nalausgaben“ sind die Wörter „Vergütungen, Löhne“ 
durch das Wort „Entgelte“ und die Wörter „Angestellte, 
Arbeiterinnen und Arbeiter“ durch die Wörter „Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer“ zu ersetzen.

3.2
Die Gruppen „ 425 Vergütungen der Angestellten“ und 
„426 Löhne der Arbeiterinnen und Arbeiter“ einschließ-
lich Zuordnungshinweise und Festtitel werden gestri-
chen.

3.3
In den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „427 Beschäf-
tigungsentgelte, Aufwendungen für nebenamtlich und 
nebenberufl ich Tätige“ erhält der erste Klammerhinweis 
die Fassung „(soweit nicht Gruppen 422 und 428)“ und 
werden die Wörter „Vergütungen und Löhne“ im letzten 
Zuordnungshinweis durch „Entgelte“ ersetzt. In den 
Zweckbestimmungen der Festtitel 427 01 und 427 02 
tritt an die Stelle der Wörter „Vergütungen und Löhne“ 
das Wort „Entgelte“.
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3.4
Nach den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „427 Be-
schäftigungsentgelte, Aufwendungen für nebenamtlich 
und nebenberufl ich Tätige“ werden folgende neuen Zu-
ordnungshinweise zur Gruppe 428 eingefügt:

„428 Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Tarifl iche und übertarifl iche Entgelte
Aufstockungsbeträge bei Altersteilzeit
Sozialversicherungsanteil (Arbeitgeberanteil)
Beiträge zur zusätzlichen Altersversorgung sowie Pau-
schalversteuerung der Beiträge und Umlagen
Abfi ndungen 
Aufwandsentschädigungen
Überstundenvergütung
Leistungsentgelte
Sonderzahlungen
Jubiläumsgeld
Sterbegelder an die Hinterbliebenen
Schulbeihilfen

Festtitel
428 01 Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer“

3.5
In den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „429 Nicht 
aufteilbare Personalausgaben“ wird die Zahl „427“ er-
setzt durch „428“.

3.6
Nach den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „437 Ver-
sorgungsbezüge nach dem G 131“ wird folgende neue 
Gruppe 438 eingefügt:

„438 Versorgungsbezüge der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und deren Hinterbliebenen“

3.7
In den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „441 Beihilfen, 
soweit nicht für Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger und dgl.“ werden die Wörter „Ange-
stellte, Arbeiterinnen und Arbeiter“ im dritten Zuord-
nungshinweis durch die Wörter „Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer“ ersetzt. 

3.8
In den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „443 Fürsorge-
leistungen und Unterstützungen“ werden die Wörter 
„Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter“ im sechsten 
Zuordnungshinweis durch die Wörter „Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer“ ersetzt. 

3.9
Nach den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „519 Unter-
haltung der Grundstücke und baulichen Anlagen“ wird 
folgende neue Gruppe „520 Nicht aufteilbare sächliche 
Verwaltungsausgaben bei ÖPP-Projekten“ eingefügt.

3.10
Nach den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „812 Er-
werb von Geräten und sonstigen beweglichen Sachen“ 
wird folgende neue Gruppe „813 Erwerbsanteile im Rah-
men von ÖPP-Projekten bei beweglichen Sachen“ einge-
fügt.

3.11
In den Zuordnungshinweisen zur Gruppe „823 Erwerb 
privat vorfi nanzierter unbeweglicher Sachen“ wird die 
Zweckbestimmung geändert in „Erwerbsanteile im Rah-
men von ÖPP-Projekten sowie Erwerb privat vorfi nan-
zierter unbeweglicher Sachen“.

4
Der Funktionenplan wird wie folgt geändert:

4.1
Die Bezeichnung der Funktion 232 „Erziehungsgeld, 
Mutterschutz“ wird geändert in „Elterngeld, Erzie-
hungsgeld und Mutterschutz“.

4.2
Die Bezeichnung der Funktion 234 „Leistungen nach 
dem Bundessozialhilfe- und dem Asylbewerberleistungs-
gesetz“ wird geändert in „Leistungen nach dem SGB XII 
und dem Asylbewerberleistungsgesetz“.

5
Die Zuordnungsrichtlinien zum Funktionenplan werden 
wie folgt geändert:

5.1
Bei der Funktion 019 (Sonstige allgemeine Staatsaufga-
ben) wird der Zuordnungshinweis „Bundesnetzagentur 
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Ei-
senbahnen (BNetzA)“ angefügt.

5.2
Die Bezeichnung der Funktion 234 „Leistungen nach 
dem Bundessozialhilfe- und dem Asylbewerberleistungs-
gesetz“ wird geändert in „Leistungen nach dem SGB XII 
und dem Asylbewerberleistungsgesetz“ und in den Zu-
ordnungshinweisen werden die Angaben „Bundessozial-
hilfegesetz (BSHG)“ durch „Sozialgesetzbuch XII (SGB 
XII)“ sowie „BSHG“ jeweils ersetzt durch die Angabe 
„SGB XII“.

6
Inkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach seiner Veröffentli-
chung in Kraft.

– MBl. NRW. 2008 S. 195

II.

Ministerpräsident

Berufskonsularische Vertretung 
der Republik Kolumbien, Frankfurt

Bek. d. Ministerpräsidenten – 02.23-1/08 –
v. 10. 3. 2008

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Republik Kolumbien in 
Frankfurt ernannten Herrn Fernando Arbelaez Soto am 
6. 3. 2008 das Exequatur als Generalkonsul erteilt. Der 
Konsularbezirk umfasst die Länder Hessen, Baden-
Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Saarland und Thüringen.

Das der bisherigen Generalkonsulin, Frau Teresita Gar-
cia Romero, am 5. Dezember 2003 erteilte Exequatur ist 
erloschen.

– MBl. NRW. 2008 S. 196

Erteilung eines geänderten Exequaturs
Honorarkonsularische Vertretung 
der Republik Costa Rica, Leipzig

Bek. d. Ministerpräsidenten – 01.33-1/08 –
v. 10. 3. 2008

Die Bundesregierung hat der Erweiterung des Konsular-
bezirks der honorarkonsularischen Vertretung der Repu-
blik Costa Rica in Leipzig um das Land Nordrhein-
Westfalen zugestimmt und Honorarkonsul Wilhelm 
Münstermann am 4. März 2008 das geänderte Exequatur 
erteilt. Der erweiterte Konsularbezirk umfasst nunmehr 
die Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Nordrhein-
Westfalen.

Die Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung 
lautet:

  Lützowstraße 34
  04157 Leipzig
  Tel: 0341-9096732
  Fax: 0341-9096733

– MBl. NRW. 2008 S. 196
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Berufskonsularische Vertretung 
des Königreichs Thailand,

Frankfurt am Main,
Bek. d. Ministerpräsidenten – 03.43-1/08 –

v. 11.3.2008

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung des Königreichs Thailand in 
Frankfurt am Main ernannten Herrn Chailert Limsom-
boon am 4. März 2008 die endgültige Zulassung als 
 Generalkonsul erteilt. Der Konsularbezirk umfasst die 
Länder Hessen, Baden-Württemberg, Bayern, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thürin-
gen.

Das am 29. 1. 2008 vorläufi g erteilte Exequatur von Ge-
neralkonsul Chailert Limsomboon ist somit erloschen.

– MBl. NRW 2008 S. 197

12. Landschaftsversammlung Rheinland 2004 – 2009;
Feststellung eines Nachfolgers

Bek. d. Landschaftsverbandes Rheinland 
v. 4. 3. 2008

Für das mit Wirkung vom 29.2.2008 ausgeschiedene Mit-
glied der 12. Landschaftsversammlung Rheinland 

 Frau Bettina Herlitzius, 
 Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN  

rückt als Nachfolger aus der Reserveliste der Grünen

  Herr Jens Petring 
Ackerstraße 71 
40233 Düsseldorf 

in die 12. Landschaftsversammlung Rheinland nach.

Gemäß § 7 b, Abs. 6 Satz 4 der Landschaftsverbandsord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 657), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 443) stelle ich den Nachfolger mit 
Wirkung vom 3. März 2008 fest und mache dies hiermit 
öffentlich bekannt.

Köln, den 4. März 2008 

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Rheinland

M o l s b e r g e r

– MBl. NRW 2008 S. 197

III.

Eröffnungsbilanz des Landschaftsverbandes 
Rheinland zum 1. 1. 2007

Bek. d. Landschaftsverbandes Rheinland 
v. 6. 3. 2008

Aufgrund der §§ 92 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung vom 9. 10. 2007 (GV. 
NRW. S. 380), hat die Landschaftsversammlung mit 
 Beschluss vom 14. 12. 2007 die Eröffnungsbilanz des 
Landschaftsverbandes Rheinland zum 1. 1. 2007 in der 
vom Rechnungsprüfungsamt des Landschaftsverbandes 
Rhein land geprüften und mit dem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk des Rechnungsprüfungsausschus-
ses versehenen Fassung festgestellt. 

Die Eröffnungsbilanz weist ein Bilanzvolumen von 
2.587.687.539 Euro aus. Zur Information sind die we-
sentlichen Bilanzposten nachstehend aufgeführt:

Aktiva

1.  Anlagevermögen 2.157.528.515  Euro

2.  Umlaufvermögen  423.209.554  Euro

3.  Aktive Rechnungsabgrenzung  6.949.470  Euro

Bilanzsumme  2.587.687.539  Euro 

Passiva

1.  Eigenkapital  555.908.129  Euro

2.  Sonderposten  304.362.209  Euro

3.  Rückstellungen   577.662.580  Euro

4.  Verbindlichkeiten  1.143.799.768  Euro  

5.  Passive Rechnungsabgrenzung  5.954.853  Euro

Bilanzsumme  2.587.687.539  Euro 

Die Eröffnungsbilanz zum 1. 1. 2007 wird bis zum Ende 
der Auslegung des Jahresabschlusses gem. § 96 Abs. 2 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len zur Einsicht verfügbar gehalten montags bis freitags, 
jeweils von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.30 Uhr bis 
15.00 Uhr, im Landeshaus, Köln Deutz, Kennedy-Ufer 2, 
Zimmer F 220.

Köln, den 6.März 2008

Harry K. V o i g t s b e r g e r

Erster Landesrat und 
Kämmerer

des Landschaftsverbandes
Rheinland

Udo   M o l s b e r g e r

der Direktor
des Landschaftsverbandes 

Rheinland

– MBl. NRW. 2008 S. 197

Jahresrechnung 2006 und Schlussbericht
des Rechnungsprüfungsausschusses für das 

Haushaltsjahr 2006
Bek. d. Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

v. 10. 3. 2008

Der Beschluss der Landschaftsversammlung Westfalen-
Lippe vom 6. März 2008 über die Jahresrechnung 2006 
und den Schlussbericht des Rechnungsprüfungsaus-
schusses ist im Internet unter http://www.lwl.org/LWL/
Der_LWL/Bekanntmachungen öffentlich bekannt ge-
macht worden. 

Münster, den 10. März 2008

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Westfalen-Lippe

Dr. Wolfgang  K i r s c h

– MBl. NRW. 2008 S. 197
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